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1. Abschreibung des Nichteigentümer-

Ehegatten bei betrieblicher Nutzung 
des Ehegattengrundstücks 

 
Entscheidend für die Berechtigung zum 
Abzug von Anschaffungskosten durch 
Abschreibung (AfA) als Betriebsausgaben 
ist nach einer Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs vom 21.2.2017 nicht das Eigen-
tum am Wirtschaftsgut, für das die AfA als 
Aufwand berücksichtigt werden soll, son-
dern dass der Steuerpflichtige die Auf-
wendungen im eigenen betrieblichen Inte-
resse selbst trägt.  
 
Der Abzug der vom Steuerpflichtigen zur 
Einkunftserzielung getätigten Aufwendun-
gen kann auch dann vorgenommen wer-
den, wenn und soweit diese Aufwendun-
gen auf in fremdem Eigentum stehende 
Wirtschaftsgüter erbracht werden. In die-
sen Fällen wird der Aufwand bilanztech-

nisch „wie ein materielles Wirtschaftsgut“ 
behandelt.  
 
Das bedeutet, dass die Herstellungskos-
ten für ein fremdes Gebäude als Posten 
für die Verteilung eigenen Aufwands zu 
aktivieren und nach den für Gebäude im 
Privatvermögen geltenden AfA-Regeln 
abzuschreiben sind. 
 
Aus dem Grundsatz der persönlichen Leis-
tungsfähigkeit ergibt sich jedoch auch, 
dass der Steuerpflichtige die Aufwen-
dungen persönlich tragen muss. Ist dies 
nicht der Fall, ist bei der Ermittlung des 
Gewinns keine AfA für das von ihm be-
trieblich genutzte Gebäudeteil als Be-
triebsausgabe zu berücksichtigen. 
 
Anmerkung: Wird ein Darlehen zur Fi-
nanzierung der Anschaffung des Gebäu-
des allein vom Ehegatten des Steuer-
pflichtigen aufgenommen und die Zahlun-
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gen zur Tilgung dieses Darlehens von 
einem gemeinsamen Oder-Konto der Ehe-
leute geleistet, so werden sie jeweils für 
Rechnung desjenigen geleistet, der den 
Betrag schuldet, sofern keine besonderen 
Vereinbarungen getroffen wurden. Gleich-
gültig ist, aus wessen Mitteln das Gutha-
ben auf dem Konto stammt. Hier kommt 
es also grundsätzlich auf die Vertragsge-
staltung an. 
 
 
2. Übernahme der Einkommensteuer 

für Geschenke an Geschäftsfreunde 
 
Kleine Geschenke erhalten die Freund-
schaft und im Geschäftsleben auch die 
Kunden. Aufwendungen für Geschenke an 
Geschäftsfreunde sind grundsätzlich nicht 
als Betriebsausgabe abziehbar. Das gilt 
aber dann nicht, wenn die Kosten pro 
Empfänger und Wirtschaftsjahr 35 € nicht 
übersteigen. Das Abzugsverbot soll ver-
hindern, dass unangemessener Repräsen-
tationsaufwand vom Steuerpflichtigen auf 
die Allgemeinheit abgewälzt wird. 
 
Solche Geschenke, die die Geschäftsbe-
ziehung fördern oder Neukunden anziehen 
sollen, können beim Empfänger zu ein-
kommensteuerpflichtigen Einnahmen füh-
ren. Müsste der Empfänger den Wert der 
Einladung versteuern, würde der Zweck 
des Geschenks vereitelt. Deshalb ist es 
dem Schenkenden gestattet, die auf das 
Geschenk entfallende Einkommensteuer 
des Beschenkten zu übernehmen. Dafür 
wird die Steuer bei ihm mit einem 
Pauschsteuersatz von 30 % erhoben. 
Durch die Übernahme der Versteuerung 
kommt es zu einem sog. „Steuerge-
schenk“. 
 
Diese Steuer hat der BFH nun als weiteres 
Geschenk beurteilt mit der Folge, dass 
diese das steuerliche Schicksal der Zu-
wendung teilt. Ein Betriebsausgabenabzug 
kommt danach nicht in Betracht, wenn der 
Wert des Geschenks und die dafür anfal-
lende Pauschalsteuer insgesamt 35 € 
übersteigen. Damit ist das Abzugsverbot 
auch dann anzuwenden, wenn diese Be-
tragsgrenze erst aufgrund der Höhe der 
Pauschalsteuer überschritten wird. 
 
Anmerkung: Nach dieser Entscheidung 
des BFH kommt ein Betriebsausgabenab-

zug nicht in Betracht, wenn der Wert des 
Geschenks und die dafür anfallende Pau-
schalsteuer insgesamt 35 € übersteigen. 
Das Abzugsverbot kommt demnach auch 
dann zum Tragen, wenn diese Betrags-
grenze erst aufgrund der Höhe der Pau-
schalsteuer überschritten wird. Will der 
Schenker für den Kunden auch die Pau-
schalsteuer von 30 % übernehmen, darf 
der Wert des Geschenkes nicht mehr als 
26,92 € betragen. 
 
 
3. Betrugsschaden als Werbungs-

kosten? 
 
Auf ein zur Fremdvermietung bestimmtes 
Gebäude entfallende Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten können steuerlich bei 
den Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung als Werbungskosten angesetzt 
werden. Sie können dort aber i. d. R. nicht 
sofort, sondern in Form der Absetzungen 
für Abnutzung – also zeitanteilig auf die 
Nutzungsdauer verteilt – geltend gemacht 
werden.  
 
Wird die Gegenleistung nicht erbracht, 
kommt es also weder zur Anschaffung 
noch zur Herstellung eines Gebäudes, 
sieht das nach einem Urteil des Bundesfi-
nanzhofs vom 9.5.2017 anders aus. In 
diesem Fall sind die vergeblich aufge-
wandten Beträge sofort in voller Höhe als 
vorab entstandene Werbungskosten ab-
ziehbar. Das gilt nicht nur, wenn für die 
Hingabe des Geldes (wie üblich) eine ver-
tragliche Verpflichtung bestand, sondern 
auch, wenn es hieran fehlt. 
 
Im dem vom BFH entschiedenen Fall be-
absichtigte ein Steuerpflichtiger den Er-
werb eines Villengrundstücks zur teilwei-
sen Vermietung. Er vertraute dem Makler 
den Kaufpreis in bar an. Tatsächlich ver-
wendete der Makler das Geld jedoch für 
sich. Finanzamt und Finanzgericht erkann-
ten die geltend gemachten Werbungskos-
ten steuerlich nicht an. Die von ihm an den 
Makler ohne rechtliche Grundlage geleis-
teten Zahlungen führten nicht zu Wer-
bungskosten. 
 
Das sah der BFH anders und gab dem 
Steuerpflichtigen im Grundsatz recht. 
Nach seiner Auffassung ist die einzige 
Voraussetzung für die Anerkennung vorab 



 

 

entstandener (vergeblicher) Aufwendun-
gen die Erwerbs- und Vermietungsabsicht. 
 
 
4. Aufwendungen für die Erneuerung 

einer Einbauküche in einer vermie-
teten Wohnung 

 
In seiner Entscheidung vom 3.8.2016 hat 
der Bundesfinanzhof festgelegt, dass die 
Aufwendungen für die vollständige Erneu-
erung einer Einbauküche (Spüle, Herd, 
Einbaumöbel und Elektrogeräte) in einem 
vermieteten Immobilienobjekt grundsätz-
lich nicht sofort als Werbungskosten bei 
den Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung abziehbar sind. Vielmehr ist sie 
ein eigenständiges und einheitliches Wirt-
schaftsgut und über die Nutzungsdauer 
von 10 Jahren abzuschreiben. 
 
Das Bundesfinanzministerium teilt nun-
mehr mit Schreiben vom 16.5.2017 dazu 
mit, dass es die Grundsätze des Urteils in 
allen offenen Fällen anwenden will. Bei 
Erstveranlagungen bis einschließlich 
des Veranlagungszeitraums 2016 will 
es jedoch nicht beanstanden, wenn auf 
Antrag des Steuerpflichtigen die bishe-
rige Rechtsprechung für die Erneue-
rung einer Einbauküche zugrunde ge-
legt wird, wonach die Spüle und der 
(nach der regionalen Verkehrsauffassung 
erforderliche) Herd als wesentliche Be-
standteile des Gebäudes behandelt wurde 
und deren Erneuerung/Austausch zu so-
fort abzugsfähigem Erhaltungsaufwand 
führte. 
 
 
5. Steuerneutrale Betriebsübertragung 

an den Nachfolger nicht immer  
gegeben 

 
Bei der unentgeltlichen Übertragung eines 
Betriebs sind beim bisherigen Betriebsin-
haber bei der Ermittlung des Gewinns die 
Wirtschaftsgüter mit dem Buchwert – also 
ohne die Aufdeckung stiller Reserven – 
anzusetzen. Der Rechtsnachfolger ist an 
diese Werte gebunden. 
 
Der Bundesfinanzhof bestätigt mit Urteil 
vom 25.1.2017 seine bisherige, für die 
Übertragung von „Gewerbebetrieben“ gel-
tende Rechtsprechung, wonach es für 
eine steuerneutrale Übertragung erforder-

lich ist, dass dem Erwerber die betriebli-
che Betätigung ermöglicht wird und sich 
der Übertragende gleichzeitig einer weite-
ren Tätigkeit im Rahmen des übertrage-
nen Gewerbebetriebes enthält. Dabei 
spielt es keine Rolle, ob ein aktiv betriebe-
ner oder ein verpachteter Betrieb übertra-
gen wird. 
 
Demnach kann der Gewerbetreibende 
seinen Betrieb nicht steuerneutral an sei-
nen Nachfolger übergeben, wenn er sich 
den Nießbrauch vorbehält und seine bis-
herige gewerbliche Tätigkeit fortführt.  
 
Bitte beachten Sie! Hiervon ist die 
Rechtsprechung zu unterscheiden, die 
eine steuerneutrale Übertragung eines 
„land- und forstwirtschaftlichen Betriebs“ 
unter Nießbrauchsvorbehalt erlaubt. 
 
 
6. Aufdeckung stiller Reserven bei 

Ausscheiden aus einer Personen-
gesellschaft 

 
Nach zwei Entscheidungen des Bundesfi-
nanzhofs (BFH) vom 16.3.2017 und 
30.3.2017 können Gesellschafter künftig 
weitergehend als bisher gewinnneutral 
und damit ohne Aufdeckung stiller Reser-
ven aus ihren Personengesellschaften 
ausscheiden. Nach den Urteilen liegt eine 
sog. gewinnneutrale Realteilung in allen 
Fällen der Sachwertabfindung eines aus-
scheidenden Gesellschafters vor, wenn er 
die erhaltenen Wirtschaftsgüter weiter als 
Betriebsvermögen verwendet.  
 
Eine Buchwertfortführung wird danach 
auch dann ermöglicht, wenn der aus-
scheidende Gesellschafter lediglich Ein-
zelwirtschaftsgüter ohne sog. Teilbetriebs-
eigenschaft erhält. Damit wendet sich der 
BFH ausdrücklich gegen die Auffassung 
der Finanzverwaltung in ihrem Schreiben 
vom 20.12.2016, die eine Gewinnneutrali-
tät nur dann gewähren will, wenn der aus-
scheidende Gesellschafter einen Teilbe-
trieb oder einen Mitunternehmeranteil er-
hält. 
 
Der Auflösung der Gesellschaft mit an-
schließender Verteilung der Wirtschaftsgü-
ter des Gesellschaftsvermögens unter den 
Gesellschaftern wird damit das Ausschei-



 

 

den eines Gesellschafters aus einer fort-
bestehenden Gesellschaft gleichgestellt. 
 
Anmerkung: Das Thema ist sehr kom-
plex. Auch wenn der BFH hier den Steu-
erpflichtigen beim Ausscheiden aus einer 
Gesellschaft entgegengekommen ist, soll-
ten Sie bei entsprechenden Absichten 
unbedingt vorher steuerlichen Rat einho-
len, damit eine steueroptimale Gestaltung 
erfolgen kann. 
 
 
7. Keine freiberufliche Tätigkeit bei 

Zukauf von Tätigkeiten 
 
Eine Personengesellschaft entfaltet nur 
dann eine - nicht der Gewerbesteuer un-
terliegende – „freiberufliche Tätigkeit“, 
wenn sämtliche Gesellschafter als Mitun-
ternehmer die Merkmale eines freien Be-
rufs (Katalogberuf oder „ähnlicher Beruf“) 
erfüllen. Die Voraussetzungen der Freibe-
ruflichkeit können nicht von der Personen-
gesellschaft selbst, sondern nur von den 
Mitunternehmern erfüllt werden. 
 
Für die Annahme einer freiberuflichen Tä-
tigkeit muss also die individuelle, über die 
Leitungsfunktion hinausgehende Qualifika-
tion des Betriebsinhabers den gesamten 
Bereich der betrieblichen Tätigkeit umfas-
sen. D. h. der Betriebsinhaber muss über 
alle erforderlichen Kenntnisse im Umfang 
der gesamten ausgeübten betrieblichen 
Tätigkeit verfügen. 
 
Zu den freiberuflichen Tätigkeiten gehören 
u. a. auch die selbstständige Berufstätig-
keit der Dolmetscher und Übersetzer. Da-
zu stellt der Bundesfinanzhof in seiner 
Entscheidung vom 21.2.2017 fest, dass 
eine freiberufliche Übersetzertätigkeit ei-
ner Personengesellschaft nur dann ange-
nommen werden kann, wenn deren Ge-
sellschafter aufgrund eigener Sprach-
kenntnisse in der Lage sind, die beauftrag-
te Übersetzungsleistung entweder selbst 
zu erbringen oder aber im Rahmen einer 
zulässigen Mitarbeit fachlich vorgebildeter 
Personen leitend und eigenverantwortlich 
tätig zu werden.  
 
Beherrschen die Gesellschafter hingegen 
die beauftragten Sprachen nicht selbst, 
können sie nicht freiberuflich tätig sein. Ein 

Defizit im Bereich eigener Sprachkompe-
tenz kann grundsätzlich weder durch den 
Einsatz eines Translation Memory Sys-
tems noch durch die Unterstützung und 
sorgfältige Auswahl eingesetzter Fremd-
übersetzer ausgeglichen werden, da die 
Richtigkeit der Übersetzungen nicht über-
prüft werden kann. 
 
 
8. „Gut durch den Zoll“ – Bundesfi-

nanzministerium gibt sachdienliche 
Hinweise 

 
Pünktlich zu Beginn der Hauptreisezeit 
veröffentlicht das Bundesfinanzministeri-
um seine rundum überarbeitete Smart-
phone-App „Zoll und Reise“ mit vielen 
neuen Funktionen und einem frischen De-
sign. Sie steht ab sofort im Play Store 
(Android) und App Store (iOS) kostenlos 
zum Download bereit.  
 
Die App hilft Ihnen, schnell und einfach 
herauszufinden, welche Waren bei der 
Einreise nach Deutschland erlaubt sind 
und von welchen Sie lieber die Finger las-
sen sollten. 
 
Wieviel Zigaretten darf ich mitbringen? 
Wie berechnet sich der Abgabenbetrag? 
Was passiert, wenn ich etwas Verbotenes 
dabei habe? Was ist beim Artenschutz 
oder bei gefälschten Produkten zu beach-
ten? Diese und viele weitere Fragen be-
antwortet die überarbeitete App noch bes-
ser als bisher.  
 
Die neue Version bietet einen erweiterten 
Einfuhrabgabenrechner, mit dem Reisen-
de künftig noch einfacher sehen, was sie 
bei der Rückkehr nach Deutschland abga-
benfrei mitbringen dürfen. Wer mehr im 
Gepäck hat, kann zudem ausrechnen las-
sen, was voraussichtlich an Einfuhrabga-
ben zu bezahlen ist. Gleichzeitig klärt ein 
erweiterter Warenkatalog auf, welche Wa-
ren bei der Einreise erlaubt sind und was 
grundsätzlich zu beachten ist.  
 
Einen umfassenden Überblick zum Thema 
„Reisen“ bietet auch die Homepage des 
Zolls unter http://www.zoll.de. 
 
 
  

http://www.zoll.de.


 

 

 
 
  

 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli.-Zuschlag (mtl.) 
 

10.8.2017 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 
 

15.8.2017 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

29.8.2017 
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Äl tere Bas iszinssätze f i n den Sie im  Int ernet  unt er :  

ht tp: / /www .bu ndesb an k.d e/Bas iszinssatz  
 

    
 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 
Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozent-

punkte 
zzgl.  40 € Pauschale 

 
 
 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2017: Mai 108,8; April = 109,0; März = 109,0; Februar = 108,8;  
Januar = 108,1 
2016: Dezember = 108,8; November = 108,0; Oktober = 107,9;  
September = 107,7; August= 107,6; Juli = 107,6; Juni = 107,3 
 

Äl tere Verbra ucherpr eis indizes  f i nd en Sie im  Intern et  unt er :   
ht tp: / /www .des t at i s .de -  Ko njun ktur indi kator en -  Verbr aucherpr e is inde x 

  
 

Alle Bei träge s ind nach bes tem W issen zusammengestel lt .  Eine Haf tung für  deren Inhal t  kann jedoch  
nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  
 
 

http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz
http://www.destatis.de

